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Vorbereitung auf einen schwierigen Tag
Vor der Großdemo von Rechtsextremisten am 3. Juni laufen die Drähte bei Polizei, Verwaltung und Gegendemonstranten heiß

Von unserem Redaktionsmitglied
Theo Westermann

Noch zwölf Wochen bis zu dem Tag, an
dem in Karlsruhe am 3. Juni vermutlich
bis zu 1 000 Rechtsextreme ihren selbst
erklärten und großsprecherischen „Tag
der deutschen Zukunft“ begehen wol-
len. Die rechtsextreme Szene trommelt
bundesweit für dieses Treffen, das die
vergangenen Jahre quer durch die Repu-
blik stattfand. Beim bisher letzten Mal
2016 in Dortmund konnte die Polizei mit
einem Großaufgebot von 5 000 Beamten
nicht verhindern, dass rechtsextreme
Demonstranten und Gegendemonstran-
ten aufeinandertrafen und es zu Aus-
schreitungen und Gewalt kam. Auch in
Karlsruhe bereitet man sich auf diesen
schwierigen Tag vor, sowohl Verwal-
tung, Polizei und natürlich auch jene,
die dagegen protestieren wollen. Inzwi-
schen wurde dies auch ein Thema für die
Kommunalpolitik, seitdem sogenannte
Antifaschisten maßlose Attacken auf
den sozialdemokratischen Oberbürger-
meister Frank Mentrup reiten. Die BNN
stellen die Hintergründe vor:

Die rechtsextreme Szene
Im wesentlichen stehen hinter dem

„Tag der deutschen Zukunft“ Akteure
der rechtsextremen Kleinpartei „Die
Rechte“, die bestens vernetzt sind in der
rechtsextremen Szene. Bereits vor einem
Jahr wurde die Demo in Karlsruhe von
einem Aktiven der Partei angemeldet. In
Karlsruhe hat diese einen Kreisverband,
der bei der vergangenen Landtagswahl
beispielsweise durch hetzerische Plaka-
te auffiel. Auch der Landesvorsitzende
kommt aus Karlsruhe. Deren Akteure
steckten auch hinter dem „Tag der Hei-
mattreue“ in Bruchsal, sie waren auch
jene, die aus Pegida Karlsruhe über
Spaltungen die rechtsextreme Aktion
„Karlsruhe wehrt sich“ machten. Be-
kanntlich hatte Pegida Dresden seinem
Karlsruher Ableger den „Firmenna-
men“ entzogen, weil er als zu rechts galt.
Verbindungen gibt es weiter zur ver-
zweigten „Kameradschaftsszene“ auch
in die Region. Bundesvorsitzender von
„Die Rechte“ ist der Rechtsextremist
Christian Worch, der nun mit seiner
Bürgermeisterkandidatur im nahen Au
am Rhein für Schlagzeilen und Auf-

merksamkeit sorgt. „Die Rechte“ ist of-
fen antisemitisch, verherrlicht das Nazi-
regime und leugnet den Holocaust. Bei
mehreren Vorbereitungstreffen in den
vergangenen Monaten in und um Karls-
ruhe trat dieser Charakter erneut deut-
lich zu Tage.

Der Protest
In Karlsruhe regt sich seit längerem

natürlich der Protest gegen den Neona-
ziaufmarsch. Zu nennen ist dabei we-
sentlich das Karlsruher „Netzwerk ge-
gen Rechts“, ein breites Bündnis von
linken, aber auch bürgerlichen Grup-
pen, es ist fast alles drin vertreten, was
in der Stadtgesellschaft Rang und Na-
men hat, etwa die Kirchen, Gewerk-
schaften, Parteien wie Grüne, SPD oder

FDP-Fraktion. Das Bündnis hat sich be-
reits bewährt bei den regelmäßigen Pro-
testen gegen die (zunächst) Pegida-De-
mos und dann gegen jene von „Karlsru-
he wehrt sich“. Durch die Mitarbeit des
städtischen Kulturamts oder des Stadt-
jugendausschusses hat es quasi auch
den Segen der Stadt. Am 28. März trifft
sich deshalb auch eine erste Runde im
DGB-Haus, um über Protestmaßnah-
men gegen die Demo zu beratschlagen.
Auch der OB nimmt dran teil. Doch das
Bündnis hat Bruchlinien. Durch die
enorme Bandbreite gibt es auch höchst
unterschiedliche Einschätzungen. So
gibt es etwa Gruppen, die wie die Inter-
ventionistische Linke ein ungeklärtes
Verhältnis zur Gewalt haben, andere
Zusammenschlüsse verlangen ein

höchst kompromissloses Vorgehen gegen
die Rechtsextremen bis hin zu Blocka-
deaktionen. Damit wäre aber die Grenze
zu strafbaren Handlungen überschrit-
ten. Dies ist auch der Knackpunkt für
alle Gegenaktionen. Ist man bereit,
Rechtsbruch zu begehen, um die De-
monstration der Rechtsextremisten zu
verhindern? Ist man bereit, die Polizei in
eine Lage zu bringen, wo sie das De-
monstrationsrecht durchsetzen muss?

Die Stadtverwaltung
Die Stadtverwaltung ist mit ihrer Ord-

nungsbehörde zuständig für entspre-
chende Auflagen zur Demo. Sie muss sie
nicht genehmigen, sie kann scharfe oder
weniger scharfe Auflagen erlassen, sie
kann sie aber auch verbieten, wenn es

dafür konkrete Anhaltspunkte gibt. Da
muss es dann aber entweder um zu er-
wartende Straftaten oder um nicht be-
herrschbare Risiken für die öffentliche
Ordnung gehen. Diese Hürde ist hoch:
Die Demonstrationsfreiheit ist ein hohes
öffentliches Gut, immer wieder haben
die Gerichte bis hin zum Bundesverfas-
sungsgericht dieses Recht auch extre-
men Gruppen zugestanden. Die Stadt ist
nicht bereit, sich hier auf ein aussichts-
loses Gerichtsverfahren einzulassen,
dies hat OB Frank Mentrup wiederholt
deutlich gemacht und darauf verwiesen,
dass auch die Gegenseite juristisch ver-
siert beraten ist. Für diese Einschätzung
der Rechtslage und auch seiner Weige-
rung, zu irgendwelchen strafbaren
Handlungen aufzurufen, um die Demo
zu verhindern, kassiert er nun von links-
extremen Gruppen massive persönliche
Angriffe. „Das Perfide ist nicht nur die
Verunglimpfung, sondern perfide ist,
dass, wenn ich bestimmte Dinge nicht
tue, mir unterstellt wird, ich würde die
Rechtsextremen billigen“, sagte der OB
jüngst zu den BNN. Die Reibungen zwi-
schen OB und linksautonomer Szene re-
sultieren auch daher, dass Mentrup die-
sen Antifa-Gruppen nicht den Gefallen
tut, beim Protest gegen die regelmäßi-
gen Demos der Rechtsextremen unter-
schiedlicher Couleur in der Stadt stän-
dig Flagge zu zeigen.

Die Polizei
Wie die Polizeibehörde der Stadt be-

reitet sich auch die Polizei intensiv auf
den 3. Juni vor. „Wir holen uns Infos, wo
es geht,“ so Polizeisprecher Fritz Bach-
holz gegenüber den BNN. Gerechnet
wird mit einem Großeinsatz, wie ihn
Karlsruhe schon lange nicht mehr erlebt
hat. Erschwerend kommt noch hinzu,
dass am 3. Juni auch der Christopher
Street Day in der Innenstadt stattfindet.
Auflagen für den sogenannten „Tag der
deutschen Zukunft“ könnten dann so
aussehen, dass man diese Demo fern von
der Innenstadt halten will. Aber auch
jene Auflagen könnten von den Rechts-
extremen vor Gericht gebracht und bei
allzu offensichtlicher Benachteiligung
auch gekippt werden. Dies wäre etwa
der Fall, wenn man die Demonstration
in irgendein fernes Industriegebiet ver-
legen wollte.

KARLSRUHE STATT DORTMUND: Aktivisten der rechtsextremen Partei „Die Rechte“ haben Karlsruhe als Ort für ihre Demonstration
„Tag der deutschen Zukunft“ auserkoren. Unser Bild zeigt eine Demo dieser Gruppierung im August 2013 in Dortmund. Foto: dpa

Immer mehr Ratten am Friedrichsplatz
Stadt bekämpft die Nagetiere / Brennpunkte – aber insgesamt weniger Meldungen durch die Bürger

Von unserem Redaktionsmitglied
Tina Kampf

Auf dem Friedrichsplatz springen zwei
Ratten aus einem Abfalleimer. Am Dur-
lacher Tor liegt ein Exemplar überfah-
ren auf der Straße: Viele Bürger haben
das Gefühl, dass immer mehr dieser Na-
getiere in Karlsruhe zu sehen sind – was
die Verwaltung jedoch nicht bestätigen
kann. Das Tiefbauamt führt Statistik
über die von Bürgern gemeldeten Rat-
ten. Und 2016 seien die Zahlen im lang-
jährigen Vergleich niedriger gewesen,
erklärt die Verwaltung auf eine Anfrage
der FDP hin, die heute Thema im Ge-
meinderat ist. Klar wird jedoch: Es gibt
drei Stellen in der Stadt, da treten die
Tiere verstärkt auf.

Ein Ballungsbereich stellen das Durla-
cher Tor und das Umfeld der Kirche St.
Bernhard dar. Wegen der Arbeiten an

der Kombilösung seien dort oberirdisch
mehr Ratten zu sehen. Auch am Fried-
richsplatz, an dem viele Besucher Spei-
sereste wegwerfen, seien in der Vergan-
genheit mehr Tiere aufgetaucht. Und
wegen der zusätzlichen Abfälle des
Christkindlesmarktes und neuer Unter-
schlupfmöglich-
keiten durch die in
der Adventszeit
aufgestellten Toi-
lettencontainer an
der Tiefgaragen-
ausfahrt Lammstraße sei die Population
inzwischen deutlich angewachsen. Des-
halb finde dort bereits seit Ende Januar
eine groß angelegte Bekämpfung statt.

Ein solches Vorgehen wird nach Über-
zeugung der Verwaltung wohl ebenso in
der Günther-Klotz-Anlage nötig. Dort
sei man bereits 2015 sehr erfolgreich ge-
gen die Tiere vorgegangen. Allerdings

vermehrten sich die Tiere nun wieder,
was ebenfalls zurückgelassenen Abfäl-
len der Besucher der Grünanlage ge-
schuldet sei.

Bei Bedarf legen die Ämter bei der
Rattenbekämpfung geschützt Gift aus,
heißt es. Beteiligt sind dabei mehrere

Stellen: Das Tief-
bauamt geht gegen
die Rattenpopula-
tionen in der Ka-
nalisation vor, das
städtische Garten-

bauamt gegen die Tiere in Grünanlagen
und Grünstreifen sowie das Amt für Ab-
fallwirtschaft gegen Ratten in Müllcon-
tainern. Zuständig ist letzteres auch da-
für, die Öffentlichkeit für den richtigen
Umgang mit Abfall und Kompost zu
sensibilisieren. Die Kasig übernimmt
wiederum die Rattenbekämpfung im
Bereich ihrer Baustellen. Sie koordiniert

dies bei Bedarf zudem mit Haus- und
Grundstückseigentümern. In der Regel
bekämpft die Stadt die Tiere auf Privat-
grundstücken jedoch nicht, so die Ver-
waltung. Da seien die Eigentümer selbst
verantwortlich. Meldungen der Bürger
gingen meist beim Ordnungs- und Bür-
geramt ein, heißt es auf die Anfrage der
FDP hin. Die fordert ein „sorgsames und
präventives Handeln der Stadtverwal-
tung“ ein.

i Gemeinderatssitzung
Die Sitzung des Gemeinderats beginnt

am heutigen Dienstag um 15.30 Uhr im
Bürgersaal des Rathauses. Weitere The-
men sind unter anderem die Kostenent-
wicklung beim Bau der Kombilösung,
die Gründung eines Eigenbetriebs für
Bau und Betrieb des neuen Fußballsta-
dions im Wildpark sowie die Zukunft
der Europahalle (die BNN berichteten).

Heute Thema
im Stadtparlament

Bei den „Karlsruher Wochen ge-
gen Rassismus“ geht es am heutigen
Dienstag um den „Rassisten in
uns“: Zunächst wird ab 17 Uhr der
gleichnamige Film des Rassismus-
forschers Jürgen Schlicher im Toll-
haus präsentiert. Für den Streifen
ließen sich 39 Menschen auf einen
Selbstversuch ein – und wurden ab-
hängig von ihrer Augenfarbe in
zwei Gruppen eingeteilt, von denen
eine freundlich und eine feindselig
behandelt wird. Ab 19.30 Uhr be-
richtet Schlicher dann über seine
Erfahrungen in der Anti-Rassis-
mus-Forschung. Der Eintritt ist frei.

„Stepping forward – Eine Welt in
Bewegung“ ist der Titel eines Doku-
mentarfilms, der heute ab 19 Uhr im
ibz, Kaiserallee 12d, gezeigt wird.
Die Produktion thematisiert
Fluchtgründe und Integrations-
hemmnisse. Im Anschluss ist ein
Gespräch mit Regisseurin Ulrike
Kübler geplant. Der Eintritt ist frei.

Dustin Dehéz, politischer Beob-
achter und Analyst, referiert am
heutigen Dienstag über „Ressenti-
ments und Sprache im US-Wahl-
kampf“. Der Vortrag beginnt um 19
Uhr im Ständehaussaal. Die Teil-
nahme ist kostenlos. Der in Frank-
furt lebende Politikwissenschaftler
Dehéz wurde in Ghana geboren. Er
ist Autor zahlreicher Beiträge zu In-
ternationaler- und Sicherheitspoli-
tik.

Einen Vortrag über die „Flucht
und politische Verfolgung der Oro-
mo in Äthiopien“ hält Felleke Bahi-
ru Kum, Generalsekretär der Union
of Oromo Students in Europe-Ger-
many. Los geht es am morgigen
Mittwoch um 19.30 Uhr bei freiem
Eintritt im ibz.

„Worte ohne Grenzen – Heimat in
der Sprache“ ist ein Leseabend
überschrieben, der am Donnerstag,
16. März, um 19 Uhr im „alina
Café“, Alter Schlachthof 39, be-
ginnt. Es lesen Mitglieder von
Amnesty International und Autoren
der Literatenrunde Texte, in denen
es um Menschen geht, um Unter-
schiede und Gemeinsamkeiten, um
Toleranz und um neue Heimaten.
Der Eintritt ist frei.

Ein Zug, der ihren Namen trägt, darauf kann
die Fächer-

stadt jetzt stolz sein. OB Frank Mentrup taufte den roten Wagen der S-Bahn Rhein
Neckar gestern im Hauptbahnhof. Karlsruhe hat die Patenschaft für den modernisier-
ten Zug übernommen, links Peter Rumpf von DB Regio Mitte. Foto: jodo

RP sorgt sich um
Finanzen der Stadt

BNN – Der Doppelhaushalt 2017/18,
den der Gemeinderat im Dezember ver-
abschiedet hat, ist jetzt verbindlich. Das
Regierungspräsidium (RP) hat den Etat
mit einem Volumen von insgesamt 2,4
Milliarden Euro genehmigt. Die Auf-
sichtsbehörde stellte fest, dass die Stadt
bis Ende 2018 ihren Haushalt ausglei-
chen und Rücklagen bilden kann, doch
diese positive Entwicklung setze sich
aus heutiger Sicht nicht fort. Ab 2019 sei
mit steigenden Fehlbeträgen zu rechnen,
die Rücklagen würden aufgezehrt.

Das Regierungspräsidium zeigt sich
laut Presseamt der Stadt besorgt über
die Entwicklung der Liquidität. In letz-
ter Konsequenz müssten spätestens ab
dem Haushaltsjahr 2020 sämtliche In-
vestitionen komplett über Kredite fi-
nanziert werden, was zu einem sprung-
haften Anstieg der Verschuldung und
damit zur Verengung der finanziellen
Handlungsspielräume führen würde.

Die Behörde fordert die Stadt „ein-
dringlich“ auf, die negative Entwick-
lung abzuwenden und begrüßt den im
April 2016 gestarteten Prozess der
Haushaltsstabilisierung. Das umfang-
reiche Investitionsprogramm sollte stär-
ker an den Eigenfinanzierungsmöglich-
keiten ausgerichtet werden, so das RP.

Verwirrt
auf der falschen Spur
BNN – Ein Geisterfahrer war in der

Nacht zum Montag auf der Südtangente
unterwegs. Der 81 Jahre alte und laut
Polizei offenbar völlig verwirrte Auto-
fahrer bewegte sich um 0.35 Uhr zwi-
schen Knielingen und A-5-Anschluss
auf der falschen Fahrbahn nach Osten.
„Das sehr langsam fahrende Fahrzeug
konnte unter Einsatz mehrerer Streifen-
wagen und teilweisen Verkehrssperrun-
gen auf Höhe der Ausfahrt Oststadt ge-
stoppt werden“, berichtet die Polizei.

Durch den Falschfahrer drohte mehre-
ren Verkehrsteilnehmern ein Zusam-
menstoß. Eine Richtung Pfalz fahrende
46-jährige Pkw-Lenkerin erlitt nahe der
Unterführung am Kühlen Krug einen
Schock, nachdem sie mit dem Geister-
fahrer beinahe frontal zusammenprall-
te. Die Polizisten nahmen den Führer-
schein in amtliche Verwahrung. Zudem
ging wegen Straßenverkehrsgefährdung
und gefährlichen Eingriffs in den Stra-
ßenverkehr eine Strafanzeige an die
Staatsanwaltschaft. Der schwarze Opel
des alten Mannes zeigte „frische Unfall-
spuren“.

Zeugenaufruf
Die Polizei bittet Zeugen, sich unter

(07 21) 9 39 46 11, zu melden.

4531848
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Wetterkarte und den ausführlichen
Bericht finden Sie auf Seite 24.

HEUTE AKTUELL

WETTER: wolkig

IM LOKALTEIL
„Wieder Boss im eigenen Haus“

Niederlande-Wahl: Wilders fordert bei TV-Duell mit Rutte Austritt aus EU

Rotterdam (dpa). Kurz vor der Parla-
mentswahl in den Niederlanden haben
sich Ministerpräsident Mark Rutte und
der Rechtspopulist Geert Wilders einen
heftigen Schlagabtausch über einen
Austritt der Niederlande aus der EU ge-
liefert. Er werde sich bei einem Wahlsieg
für einen „Nexit“ stark machen, sagte
Wilders gestern Abend bei einer TV-De-
batte in Rotterdam. „Dann werden wir
wieder Boss im eigenen Haus.“ Rutte
wies das als große Gefahr zurück. „Ein
Austritt aus der EU ist unverantwortlich
und stürzt unser Land ins Chaos.“ Min-
destens 1,5 Millionen Arbeitsplätze gin-
gen verloren. Das live ausgestrahlte TV-
Duell war die erste direkte Konfrontati-
on der beiden Politiker vor der morgigen
Parlamentswahl. Wilders hatte zuvor
mehrere TV-Debatten abgesagt. In den
Umfragen liegt Ruttes rechtsliberale
VVD mit rund 16 Prozent vorne. Wilders’
Partei für die Freiheit liegt mit rund 13
Prozent auf Platz zwei. n Kommentar

HEFTIGER SCHLAGABTAUSCH: Erst kurz vor der Niederlande-Wahl kam es zum
TV-Duell zwischen Premier Mark Rutte (links) und Geert Wilders. Foto: AFP

Heftige Vorwürfe
gegen Stadtwerke

Pforzheim (RW). „Betrügerische Ver-
triebsmethoden“ wirft man in Eber-
bach/Odenwald den Stadtwerken Pforz-
heim vor. Bei einem Telefonanruf sei ei-
nem ehemaligen Mitglied des dortigen
Werkeausschusses vorgegaukelt wor-
den, es gäbe eine Kooperation zwischen
den Stadtwerken und er solle mit seinem
privaten Stromanschluss doch zum
Pforzheimer Anbieter wechseln.

In Pforzheim hält man die Angelegen-
heit für erledigt. Der Raum Eberbach
wird beim Telefonmarketing inzwischen
offenbar gemieden. n Lokales

Brave Kinder
kriegen Rabatt

Karlsruhe/Padua (dms). Kein
Schmatzen, kein Rülpsen – und bit-
te Sitzen bleiben: Essen mit dem
Nachwuchs kann anstrengend sein,
ganz besonders auswärts. Manieren
und Tischetikette sind eben Erzie-
hungssache. Ist es da moralisch ver-
werflich, wenn ein italienischer
Wirt Eltern einen kleinen finanziel-
len Anreiz setzt, damit sich die Klei-
nen im Restaurant benehmen? Kri-
tiker bemängeln dieses Vorgehen.
Sein Erfolg zeigt aber, dass es päda-
gogisch wertvoll ist, Eltern über ih-
ren Geldbeutel zu erziehen. Kinder
haben schließlich ein Recht auf Er-
ziehung. n Blick in die Welt

Weltpolitik im Kurhaus
G-20-Gipfel in Baden-Baden / Rund 1 800 Gäste erwartet

Von unserem Redaktionsmitglied
Michael Rudolphi

Baden-Baden. Nach dem Nato-Gip-
fel 2009 steht Baden-Baden am kom-
menden Freitag und Samstag erneut
im Blickpunkt der Weltöffentlichkeit.
Für das Treffen der G-20-Finanzmi-
nister und -Notenbankchefs erwartet
die Bäder- und Kurstadt etwa
1 800 Gäste. Neben Delegationen aus
den 19 wichtigsten Industrie- und
Schwellenländern sowie der EU sind
darunter rund 450 internationale Jour-

nalisten. Tagungsort ist das Kurhaus,
wo sich der traditionsreiche Bénazet-
Saal in einen Konferenzraum verwan-
deln wird. Stadt und Polizei bereiten
sich seit Monaten intensiv auf das po-
litische Großereignis vor. Alle Hotel-
betten sind längst ausgebucht.

Einwohner und Gäste müssen sich
auf Einschränkungen einstellen, rund
um das Kurhaus ist eine Sicherheitszo-
ne vorgesehen, zu der nur Zutritt hat,
wer ein „berechtigtes Interesse“ vor-
weisen kann. Die Finanzminister wer-
den auch Proteste zu hören bekommen.

Globalisierungskritiker haben zu De-
monstrationen aufgerufen, zu denen
sie nach eigenen Angaben rund 1 000
Teilnehmer erwarten. Auch die Kir-
chen zählen zu den Kritikern. Die kon-
fessionsübergreifende Initiative „er-
lassjahr.de“ fordert unter anderem
eine Entschuldung der Dritten Welt.
Der Freiburger Erzbischof Stephan
Burger und der evangelische Landes-
bischof Jochen Cornelius-Bundschuh
wollen am Freitag in Baden-Baden ei-
nen gemeinsamen Gottesdienst feiern.

n Zeitgeschehen und Lokales

DIE VORBEREITUNGEN LAUFEN: Ein Aufbau-Team rollte gestern auf der Treppe vor dem Kurhaus Baden-Baden schon mal
probeweise den Roten Teppich aus, über den am Ende der Woche die Teilnehmer des G-20-Treffens flanieren werden. Foto: Deck

Schottland wagt
einen zweiten Anlauf
Referendum für Unabhängigkeit geplant

Edinburgh (dpa/AFP). Schottland
strebt wegen des Brexits ein neues Refe-
rendum über eine Unabhängigkeit von
Großbritannien an. Nächste Woche soll
das Parlament in Edinburgh darüber
entscheiden, wie die schottische Regie-
rungschefin Nicola
Sturgeon gestern
sagte. Hintergrund
ist der Wunsch
Schottlands, im
EU-Binnenmarkt
zu bleiben. Die britische Regierung setzt
dagegen auf einen „harten“ Ausstieg aus
der EU, also auch den Austritt aus dem
Binnenmarkt und der Zollunion.

Die Volksabstimmung soll nach dem
Willen Sturgeons zwischen Herbst 2018
und Frühjahr 2019 stattfinden. Die bri-
tische Regierung, die die Abstimmung
genehmigen müsste, reagierte mit Kritik.
Schon 2014 hatte es ein Unabhängig-
keitsreferendum gegeben. Die Schotten
stimmten aber gegen eine Loslösung von

Großbritannien. Sturgeon beklagte, die
Regierung in London sei den Interessen
der Schotten bisher „nicht einen Zenti-
meter entgegengekommen“. Ihre Bemü-
hungen, einen Kompromiss zu finden,
seien an einer „Mauer der Unnachgie-

bigkeit“ geschei-
tert. Ein Sprecher
der britischen Re-
gierung wies die
Kritik zurück.

Derweil steht dem
britischen Antrag zum Austritt aus der
EU nichts mehr im Weg: Die beiden Kam-
mern des britischen Parlaments stimm-
ten gestern Abend in London für das von
der Regierung vorgelegte Brexit-Gesetz.
Es ermächtigt diese, bei der EU in Brüs-
sel offiziell den Austritt Großbritanniens
zu erklären und die Austrittsverhand-
lungen aufzunehmen. Das parlamentari-
sche Verfahren ist nun abgeschlossen, die
Austrittserklärung soll noch in diesem
Monat eingereicht werden. n Seite 4

London
kritisiert den Vorstoß

Lutz soll neuer
Bahn-Chef werden
Berlin (dpa). Neuer Bahn-Chef soll der

bisherige Finanzvorstand Richard Lutz
werden. Darauf verständigte sich die
Große Koalition, wie gestern Abend aus
gut informierten Kreisen zu erfahren
war. Lutz wird damit Nachfolger von
Rüdiger Grube, der Ende Januar im
Streit um eine Vertragsverlängerung
überraschend zurückgetreten war. Seit-
dem führt der 52-jährige Lutz den Bun-
deskonzern kommissarisch. Er ist seit
2010 Finanzvorstand bei der Bahn. Lutz
soll bei der Bahn-Aufsichtsratssitzung
am 22. März ernannt werden.

MerkeltrifftTrump
erst am Freitag

Berlin/Washington (dpa). Der Besuch
von Kanzlerin Angela Merkel (CDU) bei
US-Präsident Donald Trump ist von
heute auf Freitag verschoben worden.
Grund sei der erwartete Schneesturm an
der US-Ostküste, sagte Trump-Sprecher
Sean Spicer gestern Abend in Washing-
ton. Die Absage kam kurz vor dem Ab-
flug der Kanzlerin. Für die US-Ostküste
wurde ein schwerer Schneesturm erwar-
tet. Merkel sagte, sie habe mit Trump te-
lefoniert. Aufgrund der Wetterlage hät-
ten sie gemeinsam entschieden, die Reise
zu verschieben. n Zeitgeschehen

22-Jähriger
sitzt in Haft

Offenburg (chs). Hat die Anschlagsdro-
hung auf eine Offenburger Diskothek ei-
nen islamistisch motivierten Hinter-
grund? Der 22-jährige Festgenommene
sei „psychisch auffällig“, hieß es gestern
aus Ermittlerkreisen. Ein Richter erließ
Haftbefehl gegen den Mann wegen „Stö-
rung des öffentlichen Friedens durch An-
drohung einer Straftat“. Der Verdächti-
ge sei in der Vergangenheit bereits wegen
Kleinkriminalität aufgefallen, hieß es.
Wie aus gut informierten Kreisen verlau-

tete, prüfen die Behörden jetzt, ob der
Tatverdächtige einen islamistisch moti-
vierten Anschlag plante. Die Polizeidi-
rektion Offenburg wollte dies auf BNN-
Anfrage nicht bestätigen. Vor dem Haft-
richter soll der Mann jedoch ein islamis-
tisches Motiv bestritten haben.

Die Ermittler hatten am Samstag Hin-
weise darauf bekommen, dass in einem
Internet-Chat Äußerungen zu einem An-
schlag gemacht wurden. Die Polizei rea-
gierte mit einem Großeinsatz. Wie jetzt
zu erfahren war, waren die Äußerungen
auf einem russischsprachigen sozialen
Netzwerk veröffentlicht worden. Zudem
wurde dort anscheinend ein Video von
zwei Verdächtigen eingestellt, die mit
dem Anschlag drohen und wiederholt
„Allahu akbar“ schrien. n Südwestecho

Polizei in Offenburg prüft
islamistischen Hintergrund

Betrug bei Anzeigen
Im Internet kursieren immer mehr
gefälschte Stellenanzeigen. Die
Dunkelziffer ist hoch, weil die Be-
trugsversuche nur selten angezeigt
werden. Wirtschaft

Walser-Roman auf Bühne
Vor 60 Jahren veröffentlichte Mar-
tin Walser seinen ersten Roman
„Ehen in Philippsburg“ – zu seinem
nahenden 90. Geburtstag kam der
Stoff nun auf die Bühne. Kultur

Trauer um Ruth Loah
Ruth Loah ist tot. Im Alter von 83
Jahren ist die letzte Lebensgefähr-
tin von Helmut Schmidt gestorben.
Loah war bereits 1962 Schmidts
Sekretärin. Blick in die Welt

Schädlingsapp
Ein Info-System auf Smartphone-
Basis soll Fachleute vor neuen ein-
gedrungenen Schädlingen warnen.
Die App gibt auch Tipps für Gegen-
maßnahmen. Wissenschaft

Lotte hofft auf Wunder
Favoritenschreck Sportfreunde Lot-
te will nach seinen drei Überra-
schungen auch Borussia Dortmund
aus dem DFB-Pokal werfen. Ge-
spielt wird in Osnabrück. Sport

Witze von Olli
Der Pforzheimer Oliver Gimber hat
als Witze-Erzähler schon Kultsta-
tus. Der Malermeister kam eher zu-
fällig über ein YouTube-Filmchen
zur Zweitkarriere. Südwestecho

Vorbereitung auf Demo
Angesichts einer geplanten rechts-
extremen Großdemo am 3. Juni rüs-
ten sich Verwaltung, Polizei und
auch Gegendemonstranten. Der OB
muss sich dabei Attacken erwehren.

Stockinger im Interview
Pfarrer Wolfram Stockinger erklärt
im BNN-Interview, warum er sein
Amt als katholischer Dekan im De-
kanat Bruchsal zur Jahresmitte vor-
zeitig aufgibt.
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Bericht finden Sie auf Seite 24.

HEUTE AKTUELL

WETTER: wolkig

IM LOKALTEIL
„Wieder Boss im eigenen Haus“

Niederlande-Wahl: Wilders fordert bei TV-Duell mit Rutte Austritt aus EU

Rotterdam (dpa). Kurz vor der Parla-
mentswahl in den Niederlanden haben
sich Ministerpräsident Mark Rutte und
der Rechtspopulist Geert Wilders einen
heftigen Schlagabtausch über einen
Austritt der Niederlande aus der EU ge-
liefert. Er werde sich bei einem Wahlsieg
für einen „Nexit“ stark machen, sagte
Wilders gestern Abend bei einer TV-De-
batte in Rotterdam. „Dann werden wir
wieder Boss im eigenen Haus.“ Rutte
wies das als große Gefahr zurück. „Ein
Austritt aus der EU ist unverantwortlich
und stürzt unser Land ins Chaos.“ Min-
destens 1,5 Millionen Arbeitsplätze gin-
gen verloren. Das live ausgestrahlte TV-
Duell war die erste direkte Konfrontati-
on der beiden Politiker vor der morgigen
Parlamentswahl. Wilders hatte zuvor
mehrere TV-Debatten abgesagt. In den
Umfragen liegt Ruttes rechtsliberale
VVD mit rund 16 Prozent vorne. Wilders’
Partei für die Freiheit liegt mit rund 13
Prozent auf Platz zwei. n Kommentar

HEFTIGER SCHLAGABTAUSCH: Erst kurz vor der Niederlande-Wahl kam es zum
TV-Duell zwischen Premier Mark Rutte (links) und Geert Wilders. Foto: AFP

Heftige Vorwürfe
gegen Stadtwerke

Pforzheim (RW). „Betrügerische Ver-
triebsmethoden“ wirft man in Eber-
bach/Odenwald den Stadtwerken Pforz-
heim vor. Bei einem Telefonanruf sei ei-
nem ehemaligen Mitglied des dortigen
Werkeausschusses vorgegaukelt wor-
den, es gäbe eine Kooperation zwischen
den Stadtwerken und er solle mit seinem
privaten Stromanschluss doch zum
Pforzheimer Anbieter wechseln.

In Pforzheim hält man die Angelegen-
heit für erledigt. Der Raum Eberbach
wird beim Telefonmarketing inzwischen
offenbar gemieden. n Lokales

Brave Kinder
kriegen Rabatt

Karlsruhe/Padua (dms). Kein
Schmatzen, kein Rülpsen – und bit-
te Sitzen bleiben: Essen mit dem
Nachwuchs kann anstrengend sein,
ganz besonders auswärts. Manieren
und Tischetikette sind eben Erzie-
hungssache. Ist es da moralisch ver-
werflich, wenn ein italienischer
Wirt Eltern einen kleinen finanziel-
len Anreiz setzt, damit sich die Klei-
nen im Restaurant benehmen? Kri-
tiker bemängeln dieses Vorgehen.
Sein Erfolg zeigt aber, dass es päda-
gogisch wertvoll ist, Eltern über ih-
ren Geldbeutel zu erziehen. Kinder
haben schließlich ein Recht auf Er-
ziehung. n Blick in die Welt

Weltpolitik im Kurhaus
G-20-Gipfel in Baden-Baden / Rund 1 800 Gäste erwartet

Von unserem Redaktionsmitglied
Michael Rudolphi

Baden-Baden. Nach dem Nato-Gip-
fel 2009 steht Baden-Baden am kom-
menden Freitag und Samstag erneut
im Blickpunkt der Weltöffentlichkeit.
Für das Treffen der G-20-Finanzmi-
nister und -Notenbankchefs erwartet
die Bäder- und Kurstadt etwa
1 800 Gäste. Neben Delegationen aus
den 19 wichtigsten Industrie- und
Schwellenländern sowie der EU sind
darunter rund 450 internationale Jour-

nalisten. Tagungsort ist das Kurhaus,
wo sich der traditionsreiche Bénazet-
Saal in einen Konferenzraum verwan-
deln wird. Stadt und Polizei bereiten
sich seit Monaten intensiv auf das po-
litische Großereignis vor. Alle Hotel-
betten sind längst ausgebucht.

Einwohner und Gäste müssen sich
auf Einschränkungen einstellen, rund
um das Kurhaus ist eine Sicherheitszo-
ne vorgesehen, zu der nur Zutritt hat,
wer ein „berechtigtes Interesse“ vor-
weisen kann. Die Finanzminister wer-
den auch Proteste zu hören bekommen.

Globalisierungskritiker haben zu De-
monstrationen aufgerufen, zu denen
sie nach eigenen Angaben rund 1 000
Teilnehmer erwarten. Auch die Kir-
chen zählen zu den Kritikern. Die kon-
fessionsübergreifende Initiative „er-
lassjahr.de“ fordert unter anderem
eine Entschuldung der Dritten Welt.
Der Freiburger Erzbischof Stephan
Burger und der evangelische Landes-
bischof Jochen Cornelius-Bundschuh
wollen am Freitag in Baden-Baden ei-
nen gemeinsamen Gottesdienst feiern.

n Zeitgeschehen und Lokales

DIE VORBEREITUNGEN LAUFEN: Ein Aufbau-Team rollte gestern auf der Treppe vor dem Kurhaus Baden-Baden schon mal
probeweise den Roten Teppich aus, über den am Ende der Woche die Teilnehmer des G-20-Treffens flanieren werden. Foto: Deck

Schottland wagt
einen zweiten Anlauf
Referendum für Unabhängigkeit geplant

Edinburgh (dpa/AFP). Schottland
strebt wegen des Brexits ein neues Refe-
rendum über eine Unabhängigkeit von
Großbritannien an. Nächste Woche soll
das Parlament in Edinburgh darüber
entscheiden, wie die schottische Regie-
rungschefin Nicola
Sturgeon gestern
sagte. Hintergrund
ist der Wunsch
Schottlands, im
EU-Binnenmarkt
zu bleiben. Die britische Regierung setzt
dagegen auf einen „harten“ Ausstieg aus
der EU, also auch den Austritt aus dem
Binnenmarkt und der Zollunion.

Die Volksabstimmung soll nach dem
Willen Sturgeons zwischen Herbst 2018
und Frühjahr 2019 stattfinden. Die bri-
tische Regierung, die die Abstimmung
genehmigen müsste, reagierte mit Kritik.
Schon 2014 hatte es ein Unabhängig-
keitsreferendum gegeben. Die Schotten
stimmten aber gegen eine Loslösung von

Großbritannien. Sturgeon beklagte, die
Regierung in London sei den Interessen
der Schotten bisher „nicht einen Zenti-
meter entgegengekommen“. Ihre Bemü-
hungen, einen Kompromiss zu finden,
seien an einer „Mauer der Unnachgie-

bigkeit“ geschei-
tert. Ein Sprecher
der britischen Re-
gierung wies die
Kritik zurück.

Derweil steht dem
britischen Antrag zum Austritt aus der
EU nichts mehr im Weg: Die beiden Kam-
mern des britischen Parlaments stimm-
ten gestern Abend in London für das von
der Regierung vorgelegte Brexit-Gesetz.
Es ermächtigt diese, bei der EU in Brüs-
sel offiziell den Austritt Großbritanniens
zu erklären und die Austrittsverhand-
lungen aufzunehmen. Das parlamentari-
sche Verfahren ist nun abgeschlossen, die
Austrittserklärung soll noch in diesem
Monat eingereicht werden. n Seite 4

London
kritisiert den Vorstoß

Lutz soll neuer
Bahn-Chef werden
Berlin (dpa). Neuer Bahn-Chef soll der

bisherige Finanzvorstand Richard Lutz
werden. Darauf verständigte sich die
Große Koalition, wie gestern Abend aus
gut informierten Kreisen zu erfahren
war. Lutz wird damit Nachfolger von
Rüdiger Grube, der Ende Januar im
Streit um eine Vertragsverlängerung
überraschend zurückgetreten war. Seit-
dem führt der 52-jährige Lutz den Bun-
deskonzern kommissarisch. Er ist seit
2010 Finanzvorstand bei der Bahn. Lutz
soll bei der Bahn-Aufsichtsratssitzung
am 22. März ernannt werden.

MerkeltrifftTrump
erst am Freitag

Berlin/Washington (dpa). Der Besuch
von Kanzlerin Angela Merkel (CDU) bei
US-Präsident Donald Trump ist von
heute auf Freitag verschoben worden.
Grund sei der erwartete Schneesturm an
der US-Ostküste, sagte Trump-Sprecher
Sean Spicer gestern Abend in Washing-
ton. Die Absage kam kurz vor dem Ab-
flug der Kanzlerin. Für die US-Ostküste
wurde ein schwerer Schneesturm erwar-
tet. Merkel sagte, sie habe mit Trump te-
lefoniert. Aufgrund der Wetterlage hät-
ten sie gemeinsam entschieden, die Reise
zu verschieben. n Zeitgeschehen
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Offenburg (chs). Hat die Anschlagsdro-
hung auf eine Offenburger Diskothek ei-
nen islamistisch motivierten Hinter-
grund? Der 22-jährige Festgenommene
sei „psychisch auffällig“, hieß es gestern
aus Ermittlerkreisen. Ein Richter erließ
Haftbefehl gegen den Mann wegen „Stö-
rung des öffentlichen Friedens durch An-
drohung einer Straftat“. Der Verdächti-
ge sei in der Vergangenheit bereits wegen
Kleinkriminalität aufgefallen, hieß es.
Wie aus gut informierten Kreisen verlau-

tete, prüfen die Behörden jetzt, ob der
Tatverdächtige einen islamistisch moti-
vierten Anschlag plante. Die Polizeidi-
rektion Offenburg wollte dies auf BNN-
Anfrage nicht bestätigen. Vor dem Haft-
richter soll der Mann jedoch ein islamis-
tisches Motiv bestritten haben.

Die Ermittler hatten am Samstag Hin-
weise darauf bekommen, dass in einem
Internet-Chat Äußerungen zu einem An-
schlag gemacht wurden. Die Polizei rea-
gierte mit einem Großeinsatz. Wie jetzt
zu erfahren war, waren die Äußerungen
auf einem russischsprachigen sozialen
Netzwerk veröffentlicht worden. Zudem
wurde dort anscheinend ein Video von
zwei Verdächtigen eingestellt, die mit
dem Anschlag drohen und wiederholt
„Allahu akbar“ schrien. n Südwestecho
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